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Biologische Vielfalt und örtliche Landschaftsplanung

Biodiversity and Local Landscape Planning

Die biologische Vielfalt muss in der Planung, insbesondere in der Landschaftsplanung, explizite
Berücksichtigung finden. Die bisherigen Methoden im Umgang mit Pflanzen und Tieren, dem Ge-
genstand der biologischen Vielfalt, sind nicht ausreichend, sie können aber einen wesentlichen
Beitrag bei der Erfassung und Bewertung der biologischen Vielfalt leisten. Zur Bewertung der
biologischen Vielfalt müssen Funktionen, Schlüsselprozesse und Potenziale (z. B. Lebensraumnetze,
unzerschnittene Funktionsräume, Standortpotenziale) ermittelt und beschrieben werden. Wechsel-
wirkungen und Konnektivität von zusammenhängenden Habitatmosaiken müssen berücksichtigt
werden. Datenlage und Bewertungsmaßstäbe für die biologische Vielfalt müssen insbesondere für
die örtliche Planungsebene entwickelt und verbessert werden. Hierbei kann der Landschaftsplan
eine wichtige Funktion übernehmen.

Biodiversity is an issue to be considered explicitly in planning, and in particular in landscape
planning. The methods presently used to deal with plants and animals, i. e. biodiversity, are not
sufficient though they can contribute to the identification and evaluation of biodiversity. In order
to evaluate biodiversity, functions, key processes and potentials (e. g. habitat networks, undissect-
ed functional areas, location potentials) need to be identified and described. Interrelations and
connectivity of habitat mosaics have to be taken into account. The availability of data and assess-
ment standards for biodiversity have to be developed and improved, in particular for the local
planning level. Here the landscape plan has an important role to play.
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usgangslage
In der Landschaftsplanung, aber

auch in Umweltprüfungen von Plänen
und Vorhaben wird die biologische Viel-
falt bislang selten in angemessener Wei-
se berücksichtigt. In der Regel wird bio-
logische Vielfalt mit dem Vorkommen von
Pflanzen und Tieren, die ihren Nieder-
schlag in Biotoptypenkartierungen und
tierökologischen Erhebungen finden,
gleichgesetzt.

Die Möglichkeiten zur Umsetzung
der Nationalen Strategie zur biologi-
schen Vielfalt in Planungen und Prüfun-
gen wurden in einem Forschungsvorha-
ben des Bundesamtes für Naturschutz
(BfN) untersucht (Koch et al. 2012), auf
dessen Ergebnissen die nachfolgenden
Ausführungen aufbauen.

Von Seiten der Wissenschaft und der
Naturschutzverbände wird in letzter
Zeit verstärkt ein Rückgang nicht nur der
Arten, sondern auch der Individuenzah-
len bei bestimmten Artengruppen (z. B.
bei Vögeln) beobachtet. Dies deutet da-
rauf hin, dass die vorhandenen Instru-
mente und die zugrunde gelegten Metho-
den nicht hinreichen zur Sicherung der
biologischen Vielfalt. Es ist daher eine
drängende Aufgabe der Raumplanung,
insbesondere der örtlichen Landschafts-
planung, für die Sicherung und Förde-
rung der biologischen Vielfalt zu sorgen.

Rechtliche Anforderungen
Die Biodiversitäts-Konvention (Conven-
tion on Biological Diversity, CBD – UNEP
1992) wurde auf der Konferenz der Ver-
einten Nationen zu Umwelt und Entwick-
lung (UNCED) im Jahr 1992 in Rio de Ja-
neiro ausgehandelt, von 167 Staaten un-
terzeichnet und von 30 weiteren Staaten
ratifiziert, darunter auch Deutschland.
Die Vertragsstaaten verpflichteten sich
zur Umsetzung der CBD in ihre Landes-
gesetze. In Deutschland erfolgte die for-
male Umsetzung erst relativ spät mit der
Änderung des UVPG im Jahr 2001 (biolo-
gische Vielfalt als Schutzgut) und der
Änderung des Bundesnaturschutzgeset-
zes im Jahr 2002 durch Aufnahme des
Zieles der Erhaltung und Entwicklung
der biologischen Vielfalt in die
Grundsätze des Naturschutzes und der
Landschaftspflege im Bundesnatur-
schutzgesetz (§ 2 Abs. 8 BNatSchG a. F.).

Mit der Novellierung des Baugesetz-
buchs im Jahr 2004 wurde die „biologi-
sche Vielfalt“ in den Katalog der bei der
Aufstellung der Bauleitpläne zu berück-
sichtigenden Umweltbelange (§ 1 Abs. 6
Nr. 7 BauGB) aufgenommen.

Mit der Novellierung des UVPG im
Jahr 2005 wurde die biologische Vielfalt
als Schutzgut definiert, das in den Um-
weltprüfungen für sämtliche prüfpflich-
tigen Vorhaben (UVP) und Programme/

Pläne (SUP) zu berücksichtigen ist (§ 2
Abs. 1 Nr. 1 UVPG).

Die CBD wurde in Deutschland durch
die Aufstellung einer „Nationalen Stra-
tegie zur biologischen Vielfalt“ (BMU
2007) konkretisiert, in der u. a. eine
konkrete Vision für die Zukunft sowie
Qualitätsziele und Handlungsziele for-
muliert werden.

Definition
Die CBD definiert „biologische Vielfalt“
wie folgt:
c Vielfalt der Arten,
c Vielfalt zwischen den Arten (Genviel-

falt),
c Vielfalt von Ökosystemen (Lebensräu-

men).
Für die Planung stellen sich somit

folgende Fragen:
c Wie sieht biologische Vielfalt aus? 
c Wie kann sie erfasst werden?
c Welche Ansprüche an ihre Lebensräu-

me haben Arten?
c An welche Bedingungen ist das Vor-

kommen von Arten gebunden?
In den planerischen Aufgabenfeldern

Landschaftsplanung und Umweltprüfung
ist – zumindest bislang – eine inhaltli-
che Beschränkung auf Vielfalt von Arten
und Lebensräumen erforderlich. Die ge-
netische Vielfalt kann derzeit nicht sinn-
voll für die Planung operationalisiert
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werden, sie wird aber wesentlich beein-
flusst von der Größe und Lage von Popu-
lationen und Lebensräumen und ihrer
Vernetzung im Raum. Genetische Vielfalt
kann somit durch räumliche Planung di-
rekt bzw. indirekt beeinflusst werden.

Kenntnisstand und Methoden
zur Erfassung und Bewertung
Das Wissen über biologische Vielfalt ist
derzeit noch sehr begrenzt. Häufig liegt
der Fokus in der Planungspraxis sehr
stark auf den besonders geschützten Ar-
ten und ihrer Präsenz im Raum. Die
Kenntnisse über Vorkommen und Ent-
wicklung von Populationen unterschied-
licher Arten und Zönosen und ihre Ab-
hängigkeit von unterschiedlichen Ein-
flussfaktoren ist aber begrenzt.

Es gibt unterschiedliche methodi-
sche Ansätze zur Erfassung der biologi-
schen Vielfalt und zahlreiche wissen-
schaftliche Untersuchungen zum Thema.
So gehören Kartierungen von Biotop-
strukturen und die Erfassung von be-
stimmten Pflanzenarten und Tierarten-
gruppen mittlerweile zum Planungsstan-
dard. Die Abundanzen einzelner Arten
an bestimmte Lebensräume sind bekannt,
so dass Maßnahmen zu ihrem Schutz
konkret ergriffen werden können. Es ist
aber praktisch kaum möglich, die Vielfalt
von Funktionen und Prozessen innerhalb

unterschiedlicher Lebensräume zu erfas-
sen und zu bewerten, geschweige denn
zu planen.

Die Notwendigkeit zu handeln
Der Rückgang von Arten sowie der Rück-
gang von Individuen innerhalb der Arten
ist weiterhin im Gang. Hinzu kommen
Verschiebungen innerhalb von Zönosen
durch Änderungen der Standortbedin-
gungen oder durch invasive Arten.

Der Mangel an natürlichen Rückzugs-
räumen, die Zerschneidung von Lebens-
räumen, Kollisionsrisiken durch den Ver-
kehr oder Gebäude, der Verlust von Le-
bensräumen, die Nutzungsintensivierun-
gen in der Landwirtschaft oder die kli-
matischen Veränderungen (Hitze- und
Trockenperioden, Zunahme von Extre-
men, Hochwasser) machen planerisches
Handeln drängend.

Umsetzung von Maßnahmen zur
Sicherung und Entwicklung der
biologischen Vielfalt
Die Nationale Strategie zur biologischen
Vielfalt zeigt unterschiedliche Hand-
lungsansätze auf, die auf den nachgela-
gerten Planungsebenen von Ländern, Re-
gionen und Kommunen konkretisiert und
umgesetzt werden müssen.

Mit dem Netz Natura 2000 soll auf
europäischer Ebene die Sicherung von

Lebensräumen und Arten sowie die Si-
cherung von Trittsteinen erfolgen. Mit
der Nationalen Strategie zur biologi-
schen Vielfalt in Deutschland soll u. a.
die Sicherung von Lebensräumen und Ar-
ten und die Sicherung von Lebensraum-
Verbünden (Beispiel Grünes Band) ge-
währleistet werden.

Die klassischen Ansätze des Natur-
und Artenschutzes, die Ausweisungen
von Schutzgebieten und geschützten
Biotopen, reichen aber nicht aus, um
biologische Vielfalt zu erfassen und zu
bewerten bzw. in der Planung angemes-
sen zu berücksichtigen und zu ent-
wickeln.

Auf Länderebene wurden in Deutsch-
land unterschiedliche Ansätze für die
Entwicklung von Biodiversitätsstrategi-
en erarbeitet. Sie unterscheiden sich 
z. T. erheblich und bieten nicht immer
eine Grundlage für konkrete Planungen.

Bislang fehlen wissenschaftlich fun-
dierte Modelle zur Abbildung der biolo-
gischen Vielfalt in räumlichen Struktu-
ren. Da jeder Raum seine eigene Charak-
teristik besitzt, bedarf es jeweils spezi-
fischer Ansätze im jeweiligen Planungs-
raum. Insofern kommt der Formulierung
von raumbezogenen Zielen zur Siche-
rung und Entwicklung der biologischen
Vielfalt eine große Rolle zu.

Mit Zielartenkonzepten, wie sie für Sc
hw

er
pu

nk
t

Schwerpunktthema

73KOCH | UVP-report 27 (1+2): 72-76 | 2013

Abbildung 1: Erfassen von Biotopstrukturen (aus: PLANUNG+UMWELT 2012)



Bremen und Baden-Württemberg erstellt
wurden, können wichtige Grundlagen
zur Berücksichtigung der biologischen
Vielfalt in Planungen geschaffen werden.
Die Erfassung von Lebensraumstrukturen
und die Abgrenzung zusammengehören-
der Biotoptypenkomplexe stellt das me-
thodische Grundgerüst dar, mit dessen
Hilfe Artenpotenziale für verschiedene
Naturräume abgeschätzt und eine inte-
grierte Bewertung von Habitatpotenzia-
len durchgeführt werden können.

Dabei ergeben sich für die Land-
schaftsplanung, die neben der Sicherung
auch die Entwicklung der biologischen
Vielfalt anstrebt, wesentliche Fragen:
c Wie groß müssen Biotopkomplexe

mindestens sein?
c Wie viele und welche Strukturen müs-

sen in einem Biotopkomplex liegen?
c Welche Schutzverantwortung für be-

stimmte Arten, Lebensräume und Ver-
bünde ergibt sich für die jeweilige
Kommune?

Forderungen an die
Landschaftsplanung
Die örtliche Landschaftsplanung kann
wichtige Grundlagen zur Sicherung und
Förderung der biologischen Vielfalt
schaffen. Neben der Erhebung und Be-
wertung des Artenbestands in den Kom-

munen, wie sie durch den besonderen
Artenschutz gefordert werden (vgl. hier-
zu Gellermann 2007, Trautner 2008 und
Wulfert et. al. 2008), können unter stär-
kerer Berücksichtigung von Zönosen ak-
tuelle Datenbanken geschaffen werden,
die zur Bewertung von Eingriffen und
zur Formulierung von Maßnahmen her-
angezogen werden können.

Als Beispiel für die Vorgehensweise
zur Erfassung und Bewertung der biolo-
gischen Vielfalt kann der Landschafts-
und Umweltplan der Stadt Esslingen am
Neckar herangezogen werden (PLA-
NUNG+UMWELT 2012). Auf der Grundlage
der Erfassung der Biotopstrukturen (sie-
he Abb. 1) wurden entsprechend der Me-
thode des Zielartenkonzepts des Landes
Baden-Württemberg (vgl. hierzu Geiss-
ler-Strobel et. al 2006) Biotopkomplexe
abgegrenzt (siehe Abb. 2), in denen mit
dem Vorkommen bestimmter Tierarten
zu rechnen ist. Darauf aufbauend konnte
eine Bewertung der Habitatpotenziale
vorgenommen werden, nachdem das Ar-
tenpotenzial vor Ort stichprobenartig
überprüft wurde (siehe Abb. 3).

Auf dieser Basis können Suchräume
und Handlungsfelder für vorrangige
Maßnahmen zur Sicherung und Entwick-
lung der biologischen Vielfalt abge-
grenzt werden (siehe Abb. 4). Die Such-

räume können im Landschaftsplan als
Vorrang- oder Vorbehaltsbereiche für
Kompensationsmaßnahmen für den na-
turschutzrechtlichen und/oder arten-
schutzrechtlichen Ausgleich ausgewie-
sen werden.

Der Landschaftsplan ist das geeigne-
te Instrument zur Formulierung von Zie-
len zur Sicherung und Entwicklung der
biologischen Vielfalt als Grundlage für
die Bewertung von Planungen (siehe 
Abb. 5). Dabei ist eine begleitende Erar-
beitung einer kommunalen Biodiver-
sitätsstrategie sinnvoll bzw. erforderlich.

Durch die Landschaftsplanung kön-
nen die Rahmenbedingungen zur Umset-
zung konkreter Maßnahmen geschaffen
werden. Die wichtigsten Ansätze sind:
c Erhaltung/Schaffung zusammenhän-

gender Räume, Beseitigung von Bar-
rieren, Verbesserung der Durchgän-
gigkeit an Gewässern,

c Erhaltung/Schaffung von Biotopver-
bünden bzw. von Trittsteinen,

c Einbindung von Lebensräumen in
großräumige Zusammenhänge, Anbin-
dung an übergeordnete Planungen,

c Erarbeitung von Konzepten zum Was-
sermanagement,

c Erarbeiten von Konzepten zur Pflege
der Kulturlandschaft (z. B. Streuobst-
wiesen),Sc
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Abbildung 2: Abgrenzung von Biotopkomplexen (aus: PLANUNG+UMWELT 2012)
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Abbildung 3: Integrierte Bewertung von Habitatpotenzialen (aus: PLANUNG+UMWELT 2012)

Abbildung 4: Suchräume und Handlungsfelder für vorrangige Maßnahmen (aus: Geissler-Strobel 2012)



c Schaffung von Möglichkeiten zur Mi-
gration von Pflanzen und Tieren (An-
passung an den Klimawandel).
Der Erhalt von Arten im Raum ist 

u. a. stark abhängig vom Austausch von
Genen. Dieser kann nur gewährleistet
werden über die Sicherung von Minimal-
arealen bzw. über die Gewährleistung
von Biotopverbünden. Dabei kommt der
Verzahnung der Siedlung mit den umge-
benden Freiraumstrukturen eine große
Bedeutung zu. Hieraus ergibt sich die
Notwendigkeit zur Formulierung von
Auflagen für die Bebauungsplanung auch
bei der Innenentwicklung.

Ausblick
Datenlage und Bewertungsmaßstäbe für
die biologische Vielfalt müssen insbe-
sondere für die örtliche Planungsebene
entwickelt und verbessert werden. Hier-
bei kann der Landschaftsplan eine wich-
tige Funktion übernehmen (vgl. hierzu
auch Bunge 2006, Spannowsky 2007). Die
Durchsetzung von Maßnahmen zur Siche-
rung und Entwicklung der biologischen
Vielfalt können durch Synergien mit an-
deren Planungserfordernissen gefördert
werden. Hierzu gehört insbesondere die
notwendige Anpassung an den Klima-
wandel durch Verbesserung der Durch-
lüftung von Siedlungsgebieten (Verbes-
serung der Durchgängigkeit in Talräu-
men und Gewässern), durch Erhöhung

des Grünflächenanteils in den verstäd-
terten Gebieten (zur Vermeidung von
Aufheizungen durch Verschattung) und
die Berücksichtigung des Hochwasser-
schutzes (Entwickeln von Konzepten für
das Wassermanagement), die sämtlich
auch der biologischen Vielfalt zugute
kommen. Insgesamt muss ein stärkeres
Augenmerk auf die besiedelten Bereiche
und ihre Verzahnung mit dem Außen-
raum gelegt werden.

Literatur
BauGB – Baugesetzbuch vom 23. September
2004, BGBl. I: 2414), zuletzt geändert am vom
22. Juli 2011, BGBl. I: 1509).

BNatSchG – Gesetz über Naturschutz und Land-
schaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz) vom
29. Juli 2009, BGBl. I: 2542), zuletzt geändert
am 6. Februar 2012. BGBl. I: 148).

UVPG – Gesetz über die Umweltverträglichkeits-
prüfung vom 24. Februar 2010, BGBl. I: 94), zu-
letzt geändert am 8. April 2013, BGBl. I: 734.

BMU – Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit (Hrsg.) (2007):
Nationale Strategie zur biologischen Vielfalt,
Bonn.

Bunge, T. (2006): Die Bedeutung der Land-
schaftsplanung für die Umweltprüfung von Bau-
leitplänen. In: Spannowsky, W. & Hofmeister, A.
(Hrsg.): Umweltprüfungen in der Bauleitplanung
nach dem BauGB 2004, 63-85, Köln.

Geissler-Strobel, S. (2012): Fachbeitrag Arten,
Biotope und Biodiversität zum Landschafts-
und Umweltplan Esslingen a.N., Filderstadt.

Geissler-Strobel, S.; Trautner, J.; Hermann, G. &
Kaule, G. (2006): Informationssystems Zielar-
tenkonzept Baden-Württemberg. Ein Planungs-
werkzeug zur Berücksichtigung tierökologi-
scher Belange in der kommunalen Praxis.
Naturschutz und Landschaftsplanung 38 (12):
361-370.

Haber, W. (1993): Ökologische Grundlagen des
Umweltschutzes, Bonn (Buchwald, K.; Engel-
hardt, W. (Hrsg.): Umweltschutz – Grundlagen
und Praxis, 1).

Koch, M.; Reck, H.; Scholles, F.; Frank, H. &
Hampp, K. (2012): Umsetzung der Nationalen
Biodiversitätsstrategie in Planungen und
Prüfungen. Endbericht zum Forschungs- und
Entwicklungsvorhaben (FKZ 3509 82 3100) im
Auftrag des Bundesamts für Naturschutz, un-
veröffentlicht.

Planung+Umwelt (2012): Vorentwurf zum Land-
schafts- und Umweltplan der Stadt Esslingen
am Neckar, Stuttgart.

Spannowsky, W. (2007): Die Landschaftsplanung
und ihr Beitrag für die räumliche Planung, Köln.

Trautner, J. (2008): Artenschutz im novellierten
BNatSchG – Übersicht für die Planung, Begriffe
und fachliche Annäherung – Naturschutz in
Recht und Praxis – online 6 (1): 1-20.

UNEP – United Nations Environmental Program-
me (1992): Convention on biological diversity
(CBD). http://www.cbd.int/convention/text/.

Wulfert, K.; Müller-Pfannenstiel, K. & Lüttmann,
J. (2008): Ebenen der artenschutzrechtlichen
Prüfung in der Bauleitplanung – Neue Anforde-
rungen mit dem novellierten BNatSchG. 
Naturschutz und Landschaftsplanung 40 (6):
180-186.Sc

hw
er

pu
nk

t
Schwerpunktthema

Prof. Dr. Michael Koch
PLANUNG+UMWELT

Stuttgart
Felix-Dahn-Straße 6

70597 Stuttgart
E-Mail: michael.koch@

planung-umwelt.de

76 KOCH | UVP-report 27 (1+2): 72-76 | 2013

Abbildung 5: Handlungsfeld Landschafts- und Freiraumentwicklung (aus: PLANUNG+UMWELT 2012)


